
FÜR    EINE   DEMOKRATISCHE   UND    SOZIALE    KOMMUNALPOLITIK

-Kommunalpolltlsches   Programm  der  DKP  Malsfeld    -

Liebe   Leseri.nnen   und   Leser,

i.n   di.eser  Ausgabe   der   "Malsfeld   konkret"   wollen   wi.r   lhnen   u.   a.   di.e   kommunalpoli.-
tischen   Forderungen  der  DKP  vorlegen.   -Di.eses   Programm   ist  di.e   Richtschnur   unserer
(kommunal)politischen   Arbeit   in   den   n.ächsten   vier  Jahren.   Es   kann   nur   eine   Ori.en-
ti.erung  sei.n,   di.e   lhnen   aber  andeutet,  worum  es   uns   vorrangig   geht.
Aus   Platzgründen   haben  wir  die  einzelnen   Punkte   nur   sehr   knapp  angesprochen   -die
Zeitung  wurde  trotzdem  umfangrei.cher  wi.e  gewohnt.

r::::d:::S:i::#:e:°|:::kj:.:r  die  arbeitenden  Menschen  i.st  heute,  gerade  i.n  den  Ge-
Kommunalpolitik  darf  nicht   länger  eine   kritiklose  Abwälzung  der   Kri.senlasten  auf
die   Bevölkerung   bedeuten!
Arbeiter,   Angestellte,   kleine  Beamte,   Landwi.rte   und   Rentner  si.nd   heute   von   ei.nem
Rückgang   der  Reallöhne  betroffen.   Sie  verdienen  weniger,   ihre  Steuerabgaben  aber
stei gen .
In   den   Gemeinden  werden   si.e   dann   auf   unversch.ämte  Wei.se  ein   zweites  Mal   ausgeplün-
dert.   In  Malsfeld   zeigt  si.ch  das  besonders   krass  an   sprunghaft  stei.genden  Abwasser-
prei.sen   und  an   den   Beiträgen   zur  Kläranlage.   Dem  werden  wir  unseren  Widerstand  ent-
gegensetzen !
Die  DKP  betrachtet  es  als   i.hre  Aufgabe,  durch  parlamentarische  und  außerparlamenta-
rische  Arbei.t   in  der  Malsfelder  Gemeindevertretung  eine  Politik   im  lnteresse  der
arbei.tenden  Menschen   durchzusetzen.
Mauschelei.en,   Absprachen  mi.t   den   Großbetrieben   und  die   saftige. Rechnung  f.ür   den
Bürger:   das   darf  es   in  Malsfeld   nicht  mehr   geben!

Wir  wü.rden   üns   freuen,.  wenn   Sie   unsere   Vorschläge  aufmerksam   lesen   und   sind   f.ür
Hi.nweise   und   Verbesserungsvorschläge   dankbar.
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Friedenspolitik
Bei.zutragen   zur  Si.cherung  des   Fri.edens   -das   ist  die  allererste  Aufgabe     j   e  d  e  r
Poli.tik   -auch   der   Konmunalpoli.tik!
Wenn  der  Frieden  nicht  erhalten  blei.bt,   verli.ert  jede   poli.tische  Arbei.t   i.hren  Si.nn,
i.st  jede  erreichte  Verbesser.ung  für  di.e  Bevölkerung   gegenstandslos!

D'eshalb   schlägt   die   DKP   Malsfeld   vor:

o  Malsfeld  wird   zur   "atomwaffenfreien  Zone"   erklärt,   d.   h.   die  Gemeindevertretung
spri.cht   si.ch   gegen   die   Lagerung   von   Atomwaffen   auf  Gemeindegebi.et   und   gegen   de-
ren   Transport  durch   di.e  Gemei.nde  aus.

o   Die   Gemei.ndevertretung   unterni.mmt  alles,   um  di.e   ri.esi.gen   Manöver   i.n   unserem  Ge-
biet   zu   unterbinden.   Milli.onenbeträge  würden  allein   im  Schwalm-Eder-Krei.s   da-
durch  jährlich  ei.ngespart.

o   Di.e   Gemeinde  wendet   si.ch   gegen   jede   kri.egsvorberei.tende  Maßnahme,   wie   z.   8.
Bunkerbau,   Sprengschächte   in   Straßen,   Br.ücken   usw.

o   Di.e   Gemei.nde   setzt   si.ch   f.ür  ei.ne   sofortige  Senkung   der   RÜstungsausgaben   ei.n.

fieliühren
Die   Menschen   i.n   unserer   Gemeinde   werden   von   kommunalen   Gebührenerhöhungen   hart   ge-
troffen.   Besonders   kraß   zeigt  sich   das   bei   Abwassergebühren   und   dem  Kläranlagenbei-
trag.   Aber  auch   andere   kommunale   Leistungen   verteuern   si.ch   ständi.g   (z.   8.   Müllab-
fuhr) .
Di.es   steht   i.m  Gegensatz   zu   sinkenden   Reallohnei.nkommen   der   Bevölkerung.   Verschlim-
mert  wi.rd   das   ganze   durch   eine,   f.u.r .eine   von   der  SPD   geführten   Kommune   kaum  vor-
stellbare     Ungerechtigkeit  bei   der  Festsetzung  von  Gebühren   und  Beiträgen.
Musterbeispiel   ist  auch   hier  -die   Kläranlage.
Aber  auch   ei.n   Verglei.ch   der  Gewerbesteuer  mit  M.u.11-und  Wassergebühren   spri.cht
Bände:   Der  Gewerbesteuerhebesatz  wurde   seit  6  Jahren  nicht  verändert  -fast  alle
anderen  Lei.stungen  aber  jährlich  verteuert!

Gewerbesteuer
Müllgebühren
Wassergebühren

1982

1.091.241
122.549   (1983)
329.000

Abwassergebühren                   244. 207

Di.e   DKP  fordert

1985

850-.000
137.000
•3 7 0 . 0 0 0

320.000

o   Kei.n   Kläranlagenbei.trag   für  Haushalte
o  Gerechte   Fi.nanzierung  der  Kl.äranlage
o   Kei.ne   Umlage   der   Kanalbaumaßnahmen   in

öffentlichen  Straßen  auf  die  Anlieger
o  Grundstücksbesi.tzer  werden  nur  für  Kanal-

baumaßnahmen   auf  dem  eigenen   Grundstück
herangezogen

o  Sofortige  Senkung  des  Abwasserprei.ses
o   Ei.nfri.eren   aller   kommunalen   Tari.fe   (Wasser,

Müll ,   Ki.ndergartengebühren,   Mi.eten   der  Ge-
meindewohnungen ,   Grundsteuer)

°  83::###8nder  Anli.egergebühren  bei  Straßen-

(Hausha.lts-
ansatz) Veränderung

-22,1    %

+    11,8    %'

+    12,5    %

+   31'0    %

u
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Geböhrenerhöhung -   Politik von CDU  bis SPD



ArbeitspläEze
Nach   dem  Recht  auf  Leben   und  Frieden   ist  das   Recht  auf  Arbe.it   das  wichtigste  aller
Menschenrechte!
Es   wird   i.n   unserem  Land  mi.llionenfach  mißachtet.   Di.e   derzeitigen   Arbeitslosenzahlen
sind   di.e   höchsten   sei.t   1948!   Sie  werden   -dafur   sprechen   alle  Anzei.chen   -i.n   den
nächsten   Jahren   wei.ter   stei.gen   (Gewerkschaften   sprechen   von   einer  Verdoppelung   bi.s
1990 )  !
Die   sozialen   Probleme   in   den   Gemeinden   werden   deshalb   zunehmen.
Es   i.st  die  Aufgab-e  der   Kommunen,   alles   ih   ihren   Kräften   stehende   zu   tun,   um  Arbei.ts-
pl.ätze   zu   schaffen   und  Arbeitslosen   zu   helfen!
In   der  Gemeinde  Malsfeld  denkt  man   offenbar   nicht  daran.   So  wurden   di.e   im   letzten

:i.l:d:iäg:::#:::: `A:T; (äi:::i::i?s;:::f#giäa!::h¥:! St::, :: #-R:;f::Yahren  Be-
Die   DKP  Malsfeld   fordert:

o`  Sofortige   Einri.chtung   von   ABM-Stellen   (mi.ndestens   Stand   1984)
o   Zwei   zusätzli.che  Ausbildungspl.ätze   in   der   Gemeindeverwaltung

n : %:g::!:i:::g::t:I;t#:::i::i:!:ti::ä §::iäf#.:::#ä::::ri!:gB.-'        Nulltari.f   fur   Kindergarten,   Mietnachlaß)

o   Die   Gemeinde   Malsfeld   schließt   sich   der  Forderung   nach   Überbe-     .
`           tri.ebl i.chen   Ausbildungszentren   i.m  Schwalm-Eder-Kreis   an

Es   wird   die   Bildung  ei.nes ,Ausbildungsverbundes   mit   Nachbargemeinden
angestrebt   (z.   8.   haben  Gudensberg.   Fritzlar  und  andere   Gemei.nden
dies  bereits   getan)                                                                                      .

o   Wo   es   mögli.ch   ist,   werden   Dorferneuerungsmaßnahmen   in   Regie   der   Ge-
meinde   durchgeführt   (zusätzliche  Arbeitspl.a.tze   und   ABM-Stellen)

VERKEHRSPLANUNG   /  DORFERNEUERUNG

Die   DKP   ist  fur   eine   sinnvolle,   auf  di.e   Bevölke
Schulwege   für   unsere   Kinder   sind   so   sicher  wie  m

immte   Verkehrsplanung.   Die
h   zu   gestalten.   Maßnahmen   zur

Verkehrsberuhigung   i.n  Wohngebi.eten   halten  wi.r  f.ür  erforderlich.
Die  Sicherheit  der  FUßgänger  hat  bei.   der  Gestaltung   der  Ortsdurchfahrten'  Vorrang!
"Rennstrecken"   wi.e   in   Elfershausen   gehören   nicht   in   unserer  Dörfer!

Dorferneuerung   darf  nicht   auf   zwei   Ortstei.1e   begrenzt   blei.ben!   Wir   sehen   die   Gefahr,
®daß   Uber   dem  Dorferneuerungsprogramm  di.e  anderen   Ortstei.le   "vergessen"   wöerden!

Weiter   soll   sich   di.e   Gemei.nde   Malsfeld   f.u.r   den   Erhalt   und  Ausbau   des   öffentlichen
Nahverkehrs   ei.nsetzen.
Sie  wendet   sich   gegen   den  wei.teren  Abbau   de§   Personenzugverkehrs   auf   der  Sty`ecke
Bebra-Kassel !   Sie  setzt  sich  gegen   ständige  `Prei.serhöhungen  bei   der  Bahn  e"
Malsfeld  muß   Eilzugstation   blei.ben.   Die   Busanbi.ndungen   sind   zu   verbessern!
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VER  SC  H  I  ED  EN  ES

ln   unserer  Gemei.nde  muß  ei.n   Konzept  fü.r  eine  offene   Ki.nder-und  Jugendarbei.t  ent-
wickelt  werden.
Es   sollen   hi.er  nicht  di.e  Verdienste  unserer  Vereine   i.nfrage  gestellt  werden   -aber
es   ist  eine  Tatsache,   daß   Verei.ne   allei.n   nicht   die  Gewähr  für  ei.ne   umfassende  Ju-
gendarbeit  bieten.
Es   fehlt  an   Frei.zei.tmöglichkei.ten   fü.r  Jugendliche.   Wi.r   halten   Einri.chtungen  f.u.r
si.nnvcll ,   die  der  Jugend  ermöglichen,   si.ch   nachmi.ttags   und  abends   zu   treffen,   die
Spi.elmöglichkei.ten,   Hausaufgabenhi.lfen   o.   ä..   anbieten.
Auch .für  Schulki.nder  aller  Altersgruppen   und   für   Kleinki.nder  sollten   nachmittags
Betreuungsmögl i.chkei.ten  angeboten  werden.

Treffpunkte   sollte  es  aber  nicht  nur  f.u.r  die  Jugend,   sondern  auch  für  ä.1tere  Mit-
b.ürger  geben.

Die   äemei.nde   soiite   sich   bemühen,   das   Kuiturieben   zu   bereichern.   Wir   denken   hier
z.   8.   an   di.e   Verpflichtung   von  Theatern.

!::t;gi::!:itä:rmäs::Tnä::a!::ns;::|;::%:bi:tofe,i:i:feiie(:äimw3ä#ta;i#a3:3:n         ü

MehrEihflußden
Bürgerh =

Eine   b.u.rgernahe   Kommunalpoliti.k   erfordert   di.e   Betei.1i.gung   der   Einwohner   bei   wi.ch-
tigen   Entscheidungen!
Di.e   Parteien   der  Gemeindevertretung  Malsfeld   halten   sich   ni.cht   daran!
Nach   der  Hessischen   Gemeindeordnung   i.st  mindestens   eine   B.ürgerversammlung   im  Jahr
abzuhalten.   Auch   daran   h.ält  man   sich   in   Malsfeld   nicht!

Wir  fordern   daher:

o   Mi.ndestens   zwei   Bü.rgerversammlungen   jährl i.ch
o  Sofortige  Bü.rgerversammlungen   zur   K]äranlagenfi.nanzi.erung

Um  di.e  Positi.on  der  Ortsbei.räte  zu   st.ärken,   fordern  wi.r  ei.n  Antragsrecht  der  Orts-
beiräte.     Das   hei.ßt,   daß  ü.ber  Anträge   der  Ortsbei.räte   i.m  Gemeindeparlament  abge-
sti.mmt  werden   muß.

`J

Rüstung rumer, Profite rumer,
mmr Gü dfl Geineimen !

am lo. MäH@ HP  wählm
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DKP - Kandidaten
MANFRED   NÖDING

Sandweg   9,    OT   Malsfeld

Schlosser

36  Jahre,   verhelrat'et,
1   Kind

Mitglied   der   IG   Metall,

Mitarbelt   im   Kulturarbeits-
els   des   DGB   Schwalm/Eder

u`itglied   lm  Schützenverein,
Männergesangvereln,   DLRG   uncl

DRK

Vorsitzender   der   DKP   Malsfeld

#

HEINZ   SCHNEIDER

Guthardtstr,   6,   OT   Malsfeld
•steuerfachgehilfe

26  Jahre,   verheiratet,
2   Kinder

Mltglied   der   ÖTV

#Eg£kid   lm  Kreisvorstand

Kreisvorsitzender  der   SDAJ

Unbestechlich, k6nsequent    D-KP   ins parlament



Wofür werdeh uhsere
S(euerh ausgegeben ?
Die   zunehmende   Finanznot   der  St.ädte   und   Gemeinden   in   der  Bundesrepubli.k   i.st   inzwi-
schen   sprichwörtl ich.
Kein   Haushalt   ohne   Sparappelle   -so   auch   in   Malsfe.1d.
Auf  jeden   Sparappell   folgt  dann   eine   Gebührenerhöhung   -oder  auch  ei.n   dickerer
Brocken:   bei   uns   der   Kläranlagenbeitrag.

Di.e   B.ürger   zahlen   immer  mehr   Steuern,   aber   die   Gemei.nden   haben   immer   weniger   Geld!
Woran   li.egt   das??
Steuern   zahlen  wir  wi.rklich   genug   -nur   kommt  davon   ein   viel   zu   kleiner  Teil   bei
den   Gemei.nden   an!
Der   Großteil   blei.bt  beim  Bund.   Und   di.eser
liarden   DM  allein   weit   ü.ber   70   Mi.11i.arden
Dann   werden   den   Großkonzernen   noch   Mi. la

t   i.n   seinem   Haushalt   1985   von   210   Mi.1-
für   di.e   RÜstung   aus!
an   Subventi.onen   zu-

geschustert   zur   Erhöhung   ihrer  ohnehi.n   riesi.gen   Gewinne!
Bei   einer   solchen   Politik   bleibt   natürli.ch   f.u.r  die   Kommunen   nicht
viel   .u.brig.   Deshalb   empfi.ehlt   di.e   Kohl-Regi.erung   (aber   auch   Holge

i:r#t:!:  S:T3ing:: ;R:|:2u:e:3:näe:iä:,gä:%:f  ää;z#ggfe[6:te
durch   Erhöhun
und  Stra

kommunaler   Geb.u.hren   und  Abga.ben,   durch   Kläranlagen-
egerbei.träge   usw.   usw.

Viel   wi.rd   vom sog.  "Kostendeckungsprinzip"   geredet.   Di.eses   Prinzi.p
ist   unsozial ,   weil   di.e   Bürger  ü.ber   i.hre  Steuern   di.e   staatli.chen
Di.enstleistungen   schon   ei.nmal   bezahlt   haben.   Kostendeckung   hedeutet:
Wir   zahlen   doppelt!!

Deshalb   fordet  die   DKP   u.   a.   von   der  Bundes-und   Landesregi.erung:

u
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o   Erhöhung   des   kommunalen   Anteils   an   der   Lohnsteuer   und   Einkommenssteuer   von
15   auf   20   %
MEHREINNAHMEN    FÜR   MALSFELD:    DM   417.000    j.ährlich

o   Senkung   der   R.üstun.gsausgaben   um   10   %,   wi.e   es   die   UN0   weltwei.t   fordert
MEHREINNAHMEN   FÜR   MALSFELD:    DM   500.000    und   mehr   jährlich

o   Verbleib   der   gesamten   Gewerbesteuer   in   den   Gemeinden      -.
MEHREINNAHMEN    FÜR   MALSFELD:    DM    150.000    jährli.ch

Allein   diese   drei.   Maßnahmen   w.ürden   der   Gemei.nde   Malsfeld   jährli.ch   wei.t   über   1   Million
DM   zusä.tzliche   Einnahmen   bri.ngen!
Dies   würde   ausreichen,   um  sämtliche   kommunalen   Lei.stungen   ohne   Belastung   der   Bürger
zu   fi.nanzi.eren!

Die   Poli.tik   der   Bundesregierung   1.äuft  auf  ei.ne   Verarmung   der   Kommunen   hinaus!   So
geht   der   kommunale  Antei.l   am  Gesamtsteueraufkommen   sei.t  Jahren   zur.ück,   werden   den
Kommunen   i.mmer  mehr  Sozi.alhi.1felei.stungen   aufgeb.ürdet,   zieht   sich   der  Bund   aus  der
Krankenhausfi.nanzierung   zurü.ck   usw.,   usw..
Di.ese  Tendenz   muß   umgekehrt  werden!   Das   i.st  die  wi.chtigste  Äufgabe   jeder   Gemei.nde-
vertretung   i.n  nä.chster  Zukunft!

Gemeindevertreter,   die  meinen,   die   "große"   Politik  habe  mit  der   Komunalpolitik
ni.chts   zu   tun,   haben   di.esen   Namen   nicht  verdi.ent!

_---.
DKP  Uohng®bi®t.gruppe
M®l.f®ld , ` Manfred  Nöding
Sanäweg  g,  Xai.f.id
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PROT[ST  gegen  Wahlbehlnderung

ln   ei.nem  Brief   an   den   Wahlleiter   der  Gemeinde  Malsfeld   hat   die   DKP   dagegen   prote-
stiert,   daß   Bedienstete   der   Gemei.nde   und   Mitglieder   des   Wahlausschusses   di.e   Namen
von   Unterzeichnern   i.hres   Wahlvorschlages   wei.tergegeben   bzw.  Unterzeichner persönlich
angegri.ffen   haben!

Di.e  DKP  pr.u.ft  zur  Zeit  rechtli.che  Schritte   (Strafanzeige).

Es   i.st  empörend,   daß   hier  mit  gesetzwidrigen   Methoden   versucht  wird,   die   DKP   zu be-
hindern!
Es   verstößt   gege.n   das   Grundgesetz,   wenn   B.lirger   der  Gemei.nde   Malsfeld,   die   einGrund-
recht   i.n   Anspruch   genommen   haben,   massiv   bedroht   und  eingesch.üchtert  werden!

Das   i.st   kei.n  Wahlkampf,   das   sind   Erpressermethoden!   Haben   die  etabli.erten   Parteien
den   Aussagen   der   DKP   nicht   Sachlicheres   entgegenzuhalten?

Wi.r   Kommunisten   bedanken   uns   nochmals   bei.   denen,   die  mit   ihrer   Unterschrift   unsere
Kandidatur   ermöglicht   haben!
Die   genannten   Vorgänge   zei.gen   nur,   wie   wi.chtig  es   i.st,   daß   i.n   Malsfeld   wi.rkliche
lnteressenvertreter  der  arbeitenden  Menschen   gewählt  werden   können!

Li.ebe   Leserin,   lieber  Leser!   Geben   Sie   am  Sonntag   denen   die  Quittung,   die   i.hre   un-

n   :::i%|:e:?1;:].{e#it  Drohungen   Und  Einsch.üchterungen   vor  einer  wirkiichen  oppositi.on--     Je  mehr  Stimmen   die   DKP   erhält,   desto   größer   i.st   di.e   Chance,   daß   in   Malsfeld   auch

wieder  eine   soziale,   demokrati.sche   und   b.ürgernahe   Kommunalpoli.tik   gemacht  wird!

Es I®hh( sich Kommuhis(eh
im Darlameh( zu habeh:

Z.B.  Reinheim

O

Kein Zweifel, was landläu-
fig so unter „Fortschritt" ver-
standen  wird,  hat  auch  um
das         Oldenwald städtchen
Reinheim keinen  Bogen  ge-
macht. Fachwerkhäuser und
b äuerliche       Wirtscha£tsge-
bäude   prägen   zwar    auch
heute   noch   das   Stadtbild.
Doch das Blechschild am ho-
hen  Holztor,  das  au£  tuber-
kulosefreien       Kuhbestand
verweist,  ist  von  Alter  und
Witterung verblaßt und fällt
um so weniger ins Auge, als
davor das Bild eines muskel-
strotzenden Mannes prangt,
der  £ür  ein  „Fitness-Center"
wirbt.

Diese  Art  von  Fortschritt
ist es nicht, £ür die die Kom-
munisten  Reinheims  kämp-
fen, wenn sie für die mnd 80
landwirtschaftlichen  Betrie-
be der Stadt, die ums Überle-
ben ringen, eine Perspektive
der   Existenzsicherheit   au£-

ä::g#:.mDme:nFsot¥cs¥:t:hidee=
„sensationellen"   Er£olg   bei
den  KommunalwaLhlen  1972
erstritten  haben,  ist. von  ei-

£:rGQe¥d¥e%kid::ddi£:e¥b8ees:
serten    Lebensbedingungen
spüren:

•  Seit  sieben  Jahren  wur-
den   keine   städtischen   Ge-
bühren erhöht.

•  Die Erhöhung der Preise
für  Schulbusfahrten  mußte
auf  Protest  von  Kommuni-
sten,  Sozialdemokraten  und
Eltern        zu rückgenommen
werden.

::äLDifg:`,::ä;:ei:,c#d,fä?iEt:e:-
senkt.

•  Seit   dem   7.   September.
1983  ist  die  Stadt  atomwa£-
fenfrei.

•  Rad-  und  FUßwege  wur-
den angelegt.

•  Die     Gesundheitsversor-
gung verbesserte sich, wenn
auch  die  Einrichtung  eines
Ärztehauses   nicht   erreicht
werden konnte.

•  Seit  Jahren  forderte  die
DKP, daß die Anlieger nicht
zu   „Straßenbeiträgen"   her-

.¥a:ä8::tsi¥herdq:nspDJäi:

i::,B¥:iäF?:me:tnäp:säcä:e:j:
ment gefaßt.

PREISENTWICKLUNG    IN   MALSFELD

Wasser Abwasser

STEiGERUNG      +   25,9   7o       +   983,3   7o

Falls   lhnen   bei   der   Lösung  der   Kno-
belecke   i.n   der   letzten   "Malsfeld
konkret"   graue   Haare   gewachsen   sind,
bitten.  wi.r  hiermi.t   um   Entschuldigung
Di.e   Frage   sollte   lauten:
Auf  wi.eviel   Prozent   hat   sich  der Prei
seit   1980  erhöht.
Dann   lautet  die   richtige   Lösung:

541,   6     %

L-    _L--



ANMERKUNGEN   zu   ÄUßerungen   von   SPD,   CDU   und   FDP   zur   Kläranlage

Zunächst  waren   sie   sprachlos,   die  etablierten   Parteien   in   Malsfeld.   Es  wurde  zwar
in   der  Vergangenhei.t  viel   über  di.e   Kläranlage   geredet,   aber  die  entschei.dende   Fra-
ge   "WER   ZAHLT?"   wurde   am   Bü.`^ger   vorbeigemauschelt!
In   Gesprächen   mit   uns   behaupteten   dann   auch   vi.ele,   sogar  führende   Mi.tgl.i.eder   von
SPD   und   CDU,    "die   Zahlen   der   DKP   stimmen   ni.cht."
Sie   waren   der  Auffassung,   die   Betriebe  würden   zur   Zahlung   des   Kläranlagenbei.trages
nach   "Ei.nwohnergleichwerten"   herangezogen!
Das   zeigt   deutlich,   daß  es   Gemeindevorstand   und   Parteif.ührungen   fast   gelungen   wäre,
i.hre   eigenen   Partei.freunde   zu   hintergehen.
Den   Bürgern  wollte  man  aber  erst  recht   ni.cht  entgegentreten.   Zwar  hatte  der  Bü.rger-
meister   in   der  Vergangenhei.t  mehrmals   versprochen,   daß   vor   dem  Beschluß   ü.ber   die
Kl.äranlagenbeiträge   Bürgerversammlungen   stattfi.nden   -gegeben   hat   es   aber   KEINE!

Was   ist   an   dieser   Politi.k   "b.ürgernah?"

Nun,   da   die   DKP   die   Tatsachen   ans   Licht   der   Öffentlichkei.t   brachte,   kommen   auchspD,
CDU   und   FDP   ni.cht   um   Stellungnahmen   herum.

Die   CDU   bedauert   di.e   Belastung   der   Bürger   -WARUM   HAT   SIE   ZUGESTIMMT?

Di.e   FDP   bedauert,   daß   di.e   Bürger   ni.cht    i.nformi.ert   wurden   -WARUM   TAT   SIE    DAS   NICHT?
u

Di.e   GL   Mosheim   fordert,   daß   die   Bürger   den   Kläranlagenbei.trag   erst   nach   Anschlußbe-      ..
zahlen    -WAS    ÄNDERT    DAS   AN    DER    UNGERECHTIGKEIT?

Die   GRÜNEN   haben    löider   GAR   NICHTS   dazu    zu    sagen!

Auf   die   Veröffentli.chungen   der   SPD   wollen   wi.r   etwas   näher   eingehen:   Am   20.02.   erschi.en
ei.n   Arti.kel    i.n   der   HNA.   Die   Überschrift   war   vielversprechend:

GROSSEINLEITER    ZAHLEN    MEHR!  !

Den   Beweis   fü.r   di.ese   Behauptung   blei.bt   der  Artikel   jedoch   schuldig!    Im   Gegenteil  ,   die
weni.gen   genannten   Zahlen   bestäti.gen   unsere   Berechnungen   voll !
Mi.t   2   unwahren   Behauptungen   versuchen   di.e   Verfasser,   die   Herren   Stöhr   und   Schwarzenau,
di.e   Leser   irrezuf.ühren:

1.   Es   gibt   keine   "rechtli.che
Möglichkeit,   die   Großei.n-
leiter   zu   ei.nem   Baukosten-
zuschuß   heranzuzi.ehen!"
DAS    IST    UNWAHR!

Selbstverständli.ch   hat   die
Gemei.nde   das   Recht,   von   den
Betri.eben   einen   kostendecken-
den   Anteil    zu   verlangen.    Vom
Bürger  fordert  man   schließ-
1ich   auch.   "Kostendeckung."
AUßerdem   bestä.ti.gt   der  ge-
nannte   Art   i.kel    schon   i.m
nächsten   Satz,   daß  ein   hö-
herer   Bei.trag   zumi.ndest   i.m
Gespräch   war.

2.   Es   wi.rd   behauptet,   daß   die
Brauerei.   DM   3,20   Abwasserge-
b.ühr   zahlen   soll  ,   die   B.ürger
jedoch    "nur"   DM   2,00!
AUCH    DAS    IST    GELOGEN!

Denn   mehrfach   wurde   bereits
ang.ekü.ndi.gt,   daß   der  Abwasser-
prei.s   ab   01.01.85   auf   DM   2,50
und   ab    1987   auf   DM   3,25   (f.u.r
alle)   angehoben   werden   soll  !
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Wenige   Tage   spä.ter   folgt   ei.n   Flugblatt   der   SPD   Malsfeld.   Ti.tel:   WIR   INFORMIEREN.
In   diesem  wird   i.m  wesentlichen   zur   Kläranlage   Stellung   genommen.
Mit  einer  ni.cht  besonders   origi.nellen   L.üge  wird   gleich  am  Anfang   versucht,   die
DKP   unglaubw.ürdig   zu   machen:   Uns   wi.rd   unterstellt,   wir.  verbreiten   "die   Unwahrhei.t,
daß  die   Verbrauchsgebühren   bei.m  Wasser   in   1985  erhöht  wurden."

Nun,   als   Leser(in)   der   "Malsfeld   konkret"   wissen   Sie  es   besser!
Di.e  DKP   hat   die   Erhöhung   der  ABwassergebühren   verurtei.lt.   Daß   das   Fri.schwasser   zum
01.01.85   nicht   auch   noch   teur;äF  wurde,   wi.ssen   wir   selbst!   Aber  das   ist  auch   so  ni.cht
gerade   bi.11i.g!

Wer   glaubte,   nach   ei.ner   solchen   Ei.nf.lihrung   bri.nge   die  SPD   konkrete   lnformationen  zum
Thema,   sah   sich   get.äuscht.
Da   di.e   Verfasser  dte  Argumente  der  DKP  offenbar  nicht  mit  Zahlen  widerlegen   konnten,
warfen  si.e  mit  Schlagwörtern   um  sich:   "Panikmache",   "strikte  Befolgung   von   Partei.-
i.deologi.en"   und   "radikale   Partei.parolen"   wurden   uns   unterstellt.

Auf  di.ese   Ebene   der  Ausei.nandersetzung  wollen  wi.r   uns   nicht   herablassen!

Wir   halten   uns   da   lieber   an   die  T.atsachen,   die   SPD,   CDU   und   FDP   ihren   Mitgliedern
und   den   B.u.rgern   lieber  verschwiegen   hätten!

Ein   Gebot  der  Fairneß  wäre   es,   wenn   sich   die  genannten   Parteien   der  öffentlichen
Diskussion   mit   uns   und   den   Bürgern   stellen   w.ürden!   Das   n.ützt   den   B.ürgern  mehr  als
pauschale   Diffamierungen!

Ei.n  Argument   ist  noch  erwähnenswert:   "Es   darf  ni.cht   sein,   daß  die  Gewerbebetriebe
durch  einseiti.ge   Belastungen   i.n   ihrer  Existenz  bedroht  werden",   schreibt  di.e  SPD.

sollen   Sogar   noch   di.e   Beiträge   fü.r   die  Betriebe   mi.tbezahlen!    (Übri.gens:   Auch
kleinen   Gewerbetreibenden   zahlen   für  Brauerei   und  Quelle  mit)!

ist   schon   bezeichnend,   daß  di.e  Malsfelder  SPD-Führung  .an   die   Existenz   von   Arbei.-
-und   Angestelltenfamili.en,   Rentney`n,   Landwirten   und  Arbeitslosen   ni.cht   denkt!

Wi.r   meinen:

Eine  gerechte  Beteili.gung  an  der  Kläranlage   ist  für  Betriebe,   von  denen  jeder  min-
destens   10   Milli.onen   DM  Jahresumsatz   hat,   zu   verkraften.   Die   können   ihre   Beitr.äge
von   der  Steuer  absetzen,   bekommen   Zusch.üsse   und   zinsgünstige   Darlehen.
A11   das   bekommt   der   "Normalbürger"   ni.cht.   Der  muß   sich   Geld   gegen   teure   Zinsen   von
der  Bank   leihen,   um  seinen   Beitrag   zahlen   zu   können.

Wir   sind   .über  die  Malsfelder  SPD-Führung   entsetzt!

Solch   ei.ne   arbeiterfeindliche   Politik   kennen   wir   normalerwei.se   nur   von   CDU   und   FDP!

Wer  eine   Kommunalpolitik   für   die   arbeitende  Bevölkerung   i.n   Malsfeld  will  ,   der   sollte
am   Sonntag   DKP   wählen!

•Das   ist  die   Überzeugende  Quittung  für  derartige  Mauscheleien!



letzte  meldung   letzte  meldung   letzte  meldung   letzte  meldung   letzte  meldung

Kurz   vor   Redaktionsschluß  erreichte.uns   das   neueste   "Werk"   aus   der  Feder   von   Kurt  Stöhr.
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mel dung"?? ) .

Zum   lnhalt:

Auch   Herr  Stöhr   kommt   an   an   dem   Ergebnis   ni.cht   vorbei. ,   daß   di.e   beiden   Betriebe   di.e  H.älfte
(er   sagt  44,2   %)   der  Kläranlagenkapazität  brauchen.
Er   kann   daher   schlecht   behaupten.   daß   di.e   100.000   DM  Kläranlagenbei.trag   der  Betriebe   an-
gemessen   si.nd   (di.e   Bü.rger   zahlen   ja   1,4   Millionen!!).
Also   droht  er   den   "Lieben   Mi.tbürgerinnen   und   Mitbü.rgern":
Wenn   von   den  .Betri.eben   ei.n   gerechter  Anteil   verlangt  w.ürde   (d.   h.   Berechnung   nach   Einwoh-
nerglei.chwerten),   gäbe   es   keine   Landeszusch.üsse,   und   di.e   B.u.rger  m.u.ßten   noch  mehr   zahlen!

Das   ist   blanker   Unsinn!   Mit   dieser  Behauptung   soll   den   Bürgern  Angst   gemacht   und   Kritik
unterdr-Ückt  werden!

Da.s   Land   kann   seine   Zuschüsse   ni.cht   davon   abhängig  machen,   wi.e   die   Restbelastung   i.nner-
halb   der  Gemei.nde   verteilt  wird!

Den   folgenden   Absatz   aus   dem   Flugblatt  mußten   wi.r  erst   dreimal   lesen:
GROSSEIHLEITER    Kü"EW    HIJR    AN    KLIR^NLA6E    BETEILIGT   WERDEH

Brauerei    und   Wildsbergquelle   als    Großeinleiter   können   nur   an   den    Mehr-

kosten   für   die    Kläranlage    (Verursacherprinzip)   beteiligt   und   nicht

noch   zusstzlich   zur   Mitfinanzlerung   der   Hauptsammler   herangezogen

werden,    da   durch   deren   Ansch.luß,'  der    Gemeinde   keine   zusätzlichen

Kosten   erwachsen,

Das   ist   ja   ei.ne   tolle   Logik!   Die   Bürger  m.üssen   die   Hauptsammler   sowi.eso   bezahlen,   dann
können   di.e  Betriebe   ihre  Abwässer  ja   zum  Nulltarif  ei.nlei.ten.   Oder  benutzen   Brauerei
und   Quelle   di.e   Hauptsammler   gar   ni.cht.?
Dann   müssen   si.e   ihre   Abwässer  wohl   mi.t   der   Schubkarre   in   di.e   Kläranlage   transportieren!
(Was   versteht  Herr  Stöhr  denn   unter   "Verursacherpri.nzip?").

Nun   noch   ein   paar   Bemey`kungen   zum  Abwasserpy`eis:

!#  !l,#:.:t:b:eii:p:::  #ärv::ö!ä:o!:'ew::t:::iev::h],in3:2itäfeei:::)tbwasserprei s  von
Er   kommt   zu   folgendem   Ergebnis:

Diese   6esamtkosten   tellen   sich   wie   folgt   auf :

40.000   m'    indiistriellle   ^bwasser   mit   5,01    DH/m'                  200.400.--DM

160.000   B'    höiisliche               Abwässer   mit   3.30    DH/m'                  528.000.--DM

728.40.0,-..DM

u

•Auch   das   bedeutet:

Die   Betri.ebe   zahlen
und   lei.ten

Die  Bü.rger   lei.ten
und   zahlen

Abwassergeb.u.hren
Schmutzfracht   ein!    (s.   o.)

52.5   %   der  Schmutzfracht   ein
71.5   %   der   Abwassergeb.u.hren!

GERECHT??   GROSSEINLEITER   ZAHLEN   MEHR??

Dazu   kommt:   Di.e   Bürger   zahlen   schon   seit   1981   erhöhte  Abwasserpreise   fü.r  die   Kläranlage.
Bi.s   1987   haben   sie   dami.t   bereits   1,5   Millionen   DM   Vorleistung   erbracht!
Die   Betri.ebe   zahlen   bis   1987   keinen   Pfennig   Abwässergebühr!
Dazu   bri.ngen   die  Bürger  dann   noch   jährlich   ca.   DM   160.000   Zinsen   für   die   (nicht   gezahl-

ten)   Betriebsantei.le  auf   (s.   Malsfeld   konkret  2/85).



Es   zeugt   nicht   von   "sozi.aler"   Kommunalpolitik,   wenn   mit   unrichti.gen   Zahlenspi.elen
und   Drohungen   die   Bürger  dazu   bewegt  werden   sollen,   die   "Kröte"   Kl.äranlagenbeitrag
widerstandslos   zu  schlucken!

Wi.r   möchten   hi.er,auch   noch   einmal    klarstellen,   daß   f.u.r   di.esen   "Mi.11ionenschwi.ndel"
nicht   nur   die   SPD,   sondern   auch   di.e   CDU   und   FDP   verantwortli.ch   sind!

Eines   garantieren   wir   lhnen:
Eine   DKP-Frakti.on   hätte   ei.ner   solchen   Fi.nanzi.erung   NIE   zugestimmt!   Sie   hätte   daf.ür
gesorgt,   daß   derartige   Pläne   VOR   BESCHLUSSFASSUNG  an   die   Öffentlichkeit   gelangt  wä-
ren!

Si.e   können  daf.ür   sorgen,   daß   solche  Mauscheleien   i.n   Zukünft   frü.her  aufgedeckt  werden!
Sie   können   f.u.r  frischen  Wind   i.n   der   Gemeindevertretung   sorgen!
Sie   können   dafür   sorgen,   daß  nach   dem   10.   M.ärz   i.n   der   Gemei.ndevertretung   die   erneute
Beschlußfassung   Übef`   Kläranlagenbeitrag  una   Abwasserpreise   beantragt  wird   -di.esmal
unter  Beteiligung   der  B:Jrger! !

Geb6n   Sie   lhre   Sti.mme   am   Sonntag   der   DKP!  !

Wir  fordern   kli.pp   und   klar:

r`rechter  Beitrag   (mindestens   2  Millionen   DM)   für  die  Kläranlage   von   den   Betrieben!
Vön   diesen   2  Milli.onen   fällt   der   Kläranlagenbei.trag  für  alle   B.ürger
Die   restlichen   60.000   DM   sowie   di.e   jährliche   Zinsersparni.s   (ca.160
durch  eine   Senkung   des   Abwasserpreises   an   di.e   B.ürger  weitergegeben!

werden

Wenn   die   drei   etabli.erten   Parteien   in   "stiller"   Übereinstimmung  eine   so   unsoziale
Politik  machen,   i.st  eine  wirkli.che   Opposition   umso  wichtiger!
Ei.ne   solche  Oppostion   kann   auch .keine   Partei   sein,   di.e   derart  wichtige  Belange   der
B.ürger   .über   "getrennte   Mü.11einsammlung"   vergißt!

Ei.ne   solche   Oppositi.on   ist   nur   di.e   DKP!

Und   bringt   lhnen   ein   SPD-Mi.tglied   das   Argument,   die   Stimme   für   die   DKP   künne   die   CDU
dranbri.ngen,   dann   lachen   Si.e   i.hn   aus!
Denn   daß   eine   DKP-Franktion   keinem   CDU-B.ürgermeister   di.e   Sti.mme   gi.bt,   i.st   doch
gl ocken kl ar !

Wenn   Sie   vorhatten,   nicht   zur  Wahl    zu®gehen,   .überlegen   Si.e   sich   das   bitte   noch   ei.nmal!

•eben   Sie  der  DKP   lhre  Stimme,   auch  wenn   Sie   nicht   in   allen   Punkten   unsere  Meinung
iei l en !

Ei.ne  echte  Arbeiteropposition   -das   zahlt   sich  für  die   B.ürger   in   Heller  und   Pfenni.g  aus!

DAMIT    "DIE   DA   0BEN"    NICHT   MEHR   MACHEN    KÖNNEN;    WAS   SIE   WOLLEN       -       D    K   P     !

m"   HämBm,m m wm hamn
Um Udm m!
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kommenliert:
.  Llebe  Malsfelder,

an   ei.nem  der  letzten  Abendeg   es  war   schon   nach   halb  elf ,   gehe   ich   so   durch  die  Straßen
von   Malfeld,   um  Luft   zu   schnappen.   Natü.rli.ch   i.st  es   um  diese   Zeit   in   unserer  Gemeinde
zappenduster   -ich   sehe   kaum  die  Hand   vor  Augen,   geschweige  denn   die  Straße   vor  den
Fü'ßen!
Um   so   erschrockener  bi.n   ich,   als  mi.ch   aus   einer  Seitenstraße   jemand  anspricht!   "Guten
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lich   klei.n,   das   beruhigt  mich  ei.n  wenig!   ''Ja,   ich-bin   der  Schorsche,"   flü.stere   ich.
Da   kommt  der   Unbekannte  einen  Schri.tt  näher   und  fährt,   kaum  hörbar,   fort:   "Sag  mal .
hast   Du   auch   bei   der   DKP   unterschrieben,   wegen   der   Kommunalwahl"?   "Ja."   gebe   ich   etwas
verdattert  zu.   "aber  woher  wi.ssen  SIE  denn   das?"
"Ich   bin   Amtsperson."   "Und   das   Wahlgehei.mni.s?"   frage   i.ch,   ''das   d.u.rfen   Sie   doch   gar

nicht  weitersagen!"
"Ich  weiß,"   sagt   der   Unbekannte,   "aber  das  Wahlgehei.mnis   kennt   i.n   der  Malsfelder  Ge-(j

mei.ndevertretung   sowieso   kei.ner!   Das   i.st  ja   das   schlimme!   Ich   habe   nämlich  auch   unter-
schri.eben!"
"Als  Amtsperson?"   frage   i.ch  erstaunt.                                                                                                                        :
"Ja!   Ich   hab'   gedacht,   ist   ja   ni.chts   dabei,   nat.u.rli.ch   sollen   auch   di.e   Kommunisten   kan-

didieren   dürfen!   Aber   da   hätten  Si.e  mal   mei.nen   Boss   erleben   sollen!   Kaum  betrete   i.ch
gestern   di.e   Gemei.ndeverwaltung.   faucht  er  mi.ch   an:   "Was   fällt   lhnen   ei.n,   bei   der  DKP
zu   unterschrei.ben?"   Du   kannst  Di.r  si.cher  denken,   daß  es  mit  meiner   Karriere   vorbei.   ist!
Dabei.   hat  er  mich   vor   vier  Wochen   erst  aus   meiner  Wohnung   geworfen!
"Aus   der  Wohnung?"   frage   i.ch,   verstehe   aber   i.mmer   noch   ni.chts.
"Ja,   weil    ich  mich  auf  der  Ti.telseite  ei.ner  Zeitung   gezeigt   habe.."
"MENSCH,"  rufe  ich,    "Du   bi.st   ja   der   Gemeindelöwe!"
"Psst!   Ni.cht  so   laut,"   antwortet  dieser,   "wenn  mein.Boss   hört.   daß   ich   hi.er  mit   Dir...

dann   fliege   i.ch  endgültig   raus,   und  mei.ne  Stelle  wi.rd   zur  Neubesetzung  ausgeschri.eben!
Laß   uns   doch   auf   Dei.ne   Seite   gehen,   da   können  wir   uns   i.n   Ruhe   unterhalten!   Ich   habe  ja
sonst   ohnehin   keine   Blei.be!
"Na   klar,"  sage  i.ch.   "herzli.ch   willkommen!"

So   wurde   es   dann   noch   ei.n   gemütlicher  Abend!   Wi.r   haben   ein   bi.ßchen   ge.klönt,   und   nach
dem  dri.tten   Bi.er   kamen   wi.r   (nat.u.rlich)   auf   di.e   Politi.k   zu   sprechen.
Bi.tter  beklagt  sich  mein  Gast:   "Früher  habe   i.ch  ja   die-SPD  gewählt.   Aber  die  beschei#
heute   die   kleinen   Leute   so   schli.mm,   daß   sogar   die   CDU   i.mmer   zusti.mmt!"
"Ach,   Du   mei.nst   di.e   Kläranlage?"   will    i.ch   w.i.ssen.
"Ja,   da   sollen   wir  für   die   Großen   mi.tbezahlen.   Di.e  wollen   ja   ni.cht.   Mei.n   Boss   sagt.   di.e

hätten    'abgewunken'.
Na   ja,   dann   habe   ich   i.hn   gefragt,   ob   i.ch   auch    'abwinken'    kann,   wenn   die   Gemei.nde   mi.r
den   Geb.u.hrenbeschei.d   schickt.   Da   hättest   Du   meinen   Boss   mal   erleben   sollen!!    'Nein',
hat  er  geschri.e  .n,    `dann   schi.cken  wir  Dir  den   Geri.chtsvollzi.eher` .
So   war`s,   ehrli.ch!   Dann   habe   ich   mich   entschlossen,   Sonntag   doch   schon   mal   abzuwi.nken."
"Wi.eso   am   Sonntag?'!   frage   i.ch.
"Na,   dann   ist   doch   Kommunalwahl!   Und   ich  werde   mit   dem  Stimmzettel   abwi.nken!    Ich   wähle

nämlich   diesmal    DKP!"

Recht   hat  er!        o


